
l. Ausfertigung

Satzung

über die Gewährung von Entschädiqunqen für ehrenamtlich Tätiqe in
der Stadt Bremervörde.

Vom 4. März 1992

Aufgrund der §§ 6, 29, 39 und 40 der Niedersächsischen Gemeindeordnung
in der z.Zt. geltenden Fassung hat der Rat in seiner Sitzung am
25. Februar 1992 folgende Satzung beschlossen:

i

j

§ l
(l) Für ihre ehrenamtliche Tätigkeit erhalten Aufwandsentschädigungen
monatlich nachträglich
a) der Bürgermeister l,
b)
c)
d)
e)

f)
?)
h)

der
der
die
die

die
die
die

stellvertretende Bürgermeister
2. stellvertretende Bürgermeister
Beigeordneten
Fraktlonsvorsitzenden bis 5

mehr als 5
Ratsherren / Ratsherrinnen
Ortsbürgermeister
Ortsvorsteher

Mitglieder
Mitglieder

vierteljährlich nachträglich
i) die stellvertretenden Ortsbürgermeister
j) die Ortsratsmitglieder

Je
je
Je
je
Je
je

Je
Je

350 DM
665 DM
530 DM
530 DM
450 DM
665 DM
265 DM
195 DM
195 DM

180 DM
90 DM.

(2) Die Aufwandsentschädigung wird vom Tag des Wirksamwerdens der
Funktion an gezahlt bis zum Tag der Beendigung der Funktion.

(3) Der Bürgermeister erhält als Entschädigung für die mit seinem
privateigenen Kraftwagen ausgeführten Dienstreisen innerhalb des
Stadtgebietes und des Nahbereichs monatlich nachträglich eine
Relsekostenpauschale von 200 DM. Als Nahbereiche gelten die Gebiete
der Samtgemeinde Geestequelle und Selsingen sowie der Gemeinde
Gnarrenburg.

}

§ 2

(l) Für Ausschußmitglieder, die nicht dem Rat angehören, wird für
die Teilnahme an Sitzungen ein Sitzungsgeld von 50 DM je Sitzung
gewährt.

(2) Die Mitglieder in dem nach § 46 BauGB in Verbindung mit § 3
der Nds. Verordnung zur Durchführung des BauGB vom 9.12.1989 ge-
bildeten Umlegungsausschuß, die nicht Ratsmitglieder sind, erhalten
daneben für die Vorbereitung der Sitzung des Umlegungsausschusses
eine Entschädigung von 80 DM je Sitzung.

(3) Haben die unter Abs. l genannten Ausschußmitglieder ihren
Hauptwohnsitz außerhalb des Stadtgebietes, erhalten sie Kosten
für Fahrten erstattet, die sie aus Anlaß von Ausschußsitzungen
von ihrem Hauptwohnsitz aus angetreten haben. § 6 Abs. 2 findet
Anwendung.
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§ 3

Sind die im § l unter den lfd. Buchstaben a) bis e) genannten
Personen länger als 3 Monate an der Wahrnehmung ihrer Tätigkeit
verhindert, entfällt die Aufwandsentschädigung für die über 3
Monate hinausgehende Zeit. Die Vertretungsperson erhält für die
über 5 Monate hinausgehende Vertretung 75% der dafür festge-
setzten Aufwandsentschädigung. Erholungsurlaub bleibt außer Be-
tracht.

§ 4

Entschädigungen für mehrere der vorstehend aufgeführten Funktionen
innerhalb derselben Vertretung sind aufeinander anzurechnen.

§ 5

Durch die Gewährung der Aufwandsentschädigung ist die Zahlung
von Verdienstausfall und Auslagenersatz - abgesehen von Fahrtkosten -
abgegolten.

§ 6

(l) Für die mit Genehmigung des Rates oder des Verwaltungsaus-
Schusses außerhalb des Stadtgebietes - beim Bürgermeister außer-
halb des Nahbereichs - durchgeführten Dienstreisen werden Reise-
kosten nach der Stufe B der Reisekostenbestimmungen gewährt.

(2) Die Entschädigung für die mit privateigenem Kraftwagen durch-
geführten Dienstfahrten richtet sich nach den km-Geldsätzen der
Reisekostenbestimmungen.

§ 7

(l) Für ihre ehrenamtliche Tätigkeit erhalten Aufwandsentschädigungen
monatlich nachträglich
a) der Stadtbrandmeister 204 DM

zusätzlich
l. für 11 Ortsfeuerwehren je 7,-- DM 93 DM
2. Reisekosten 50 DM

b) der ständige Vertreter des Stadtbrandmeisters
l. sofern gleichzeitig Ortsbrandmeister 37,50 DM
2. sofern nicht gleichzeitig Ortsbrandmeister 48 DM

c) die Ortsbrandmeister
l. Ortsfeuerwehr mit Grundausstattung 102 DM
2. Ortsfeuerwehr als Feuerwehrstützpunkt 120 DM
5. Ortsfeuerwehr als Feurwehrschwerpunkt 138 DM

d)

e)

f)

g)

stellv. Ortsbrandmeister, nur bei gleichzeitiger Funktion als
Gerätewart oder Sicherheitsbeauftragter oder Atemschutzgeräte-
wart oder Funkwart oder Aufsicht über Gerätewart, Gerätepark
und Gerätehaus
der Sicherheitsbeauftragte
für die Stadtfeuerwehr
der Jugendfeuerwehrwart
l. in einer Ortsfeuerwehr
2. für die Stadtfeuerwehr
der Atemschutzbeauffragte der Stadtfeuerwehr

24

72

36
72
72

DM

DM

DM
DM
DM.
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(2) Die Zahlung der Aufwandsentschädigung entfällt, wenn der
Empfänger ununterbrochen länger als 3 Monate verhindert ist,
seine Funktion wahrzunehmen, mit Ablauf des dritten auf den
Beginn der Nichtwahrnehmung der Funktion folgenden Kalender-
monats; Erholungsurlaub bleibt außer Betracht.

(3) Nimmt der Vertreter die Funktion ununterbrochen länger als
drei Monate wahr (Erholungsurlaub bleibt außer Betracht), so er-
hält er für die darüber hinausgehende Zeit drei Viertel der für
den Vertretenen festgesetzten Aufwandsentschädigung. Eine nach
Abs. l an den Vertreter zu zahlende Aufwandsentschädigung ist
anzurechnen.

(4) Mit der nach Abs. l gewährten Aufwandsentschädigung sind alle
mit der ehrenamtlichen Funktion verbundenen Auslagen (einschl.
Fahr- und Reisekosten, Telefon- und Portokosten, Schreibmaterial
u.a. Kosten) sowie der Verdienstausfall abgegolten.

(5) Aktive Mitglieder der Freiwilligen Feuerwehren erhalten
a) für Dienstreisen nach Orten außerhalb des Stadtgebietes

Reisekosten nach den Vorschriften des Bundesreisekosten-
gesetzes;

b) für die Teilnahme an Lehrgängen der Landesfeuerwehrschule
zur Abgeltung des Verdienstausfalles eine Pauschalent-
Schädigung von 65,-- DM pro Tag; sofern sie nicht im
öffentlichen Dienst beschäftigt sind;

c) für die Teilnahme an ganztätigen feuerwehrtechnlschen
Lehrgängen und Dienstversammlungen zur Abgeltung aller
entstehenden Kosten einschl. des Verdienstausfalles eine
Pauschalentschädigung von 20,-- DM pro Tag zuzüglich der
nach den Vorschriften des Bundesreisekostengesetzes zu
zahlenden Wegstreckenentschädigung;

d) für die Teilnahme an Feuerwehreinsätzen wird nachge-
wiesener Verdienstausfall erstattet, der auf 20 DM je

\\ Stunde begrenzt wird.
d^e vorgenannten Reisekosten und Entschädigungen für die Teilnahme
afl^Lehrgängen und Dienstversammlungen sowie für Dienstreisen
we^en nur gezahlt, wenn diese durch den Stadtdirektor oder
des^'fi allgemeinen Vertreter genehmigt worden sind.
' î § 8

Die FelSf^arksvorsteher erhalten für ihre ehrenamtliche Tätigkeit
zum l. J^i jeden Jahres eine jährliche Aufwandsentschädigung von
',-300 '^

\\
MT

§ 9

Diese Satzung^ritt mit Wirkung vom l. April 1992 in Kraft. Mit
dem gleichen f^ge treten die Satzung über die Gewährung von Ent-
Schädigungen fC^ ehrenamtlich Tätige in der Stadt Bremervörde vom
3.7.1979, die l .^Anderungssatzung vom 28.10.1980, die 2. Änderungs-
satzung^vom 14.1^1982, die 3. Anderungssatzung vom 28.9.1983,
die 4. AnderungssS^zung vom 15.10.1985, die 5. Anderungssatzung
vom 28.3.1990 sowi^H-'-^ M^ufassung der Satzung über die Gewährung
von Entschädigun" 'namtlich Tätige in der Stadt Bremer-
vörde in der F? •'990 außer Kraft.

-<en 4. März 1992

eiBürgermei Stadtdirektor
•^


